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2. 	Nicht WRRL und Naturschutzkonform: Vertiefungen der Deutschen Ströme 

Elbe, Weser 
Im vorliegenden Entwurf wird an der Vertiefung der Elbe, Weser und Ems festgehalten, obwohl dadurch massive 
Eingriffe in die besonders schützenwerte Tier- und Pflanzenwelt einhergehen und die bislang vorliegenden Planun-
gen einer vertieften rechtlichen Überprüfung nicht standhalten. Zudem ist selbst für bereits zurückliegende Maß-
nahmen keine ausreichende Kompensation geleistet worden. Gegen die ersten Vorhaben laufen Gerichtsverfahren, 
die dramatischen Auswirkungen, die diese Vertiefungen mit sich bringen, sind allgemein bekannt. In diesem Zu-
sammenhang wird auch noch einmal auf das EuGH Urteil verwiesen, dass strenge Anforderungen an Beeinträchti-
gung des Zustands und der Zustandserreichung stellt. 

Ems 

Das „Vorhaben Vertiefung der Außenems" ist aus Gründen des des Habitat- und Gewässerschutzes sowie unter Be-
rücksichtigung der besonders dramatischen ökologischen Situation des Emsästuares aus dem Vordringlichen Bedarf 
herauszunehmen. 

Die Ems hat von allen in Deutschland relevanten Flussgebieten den schlechtesten ökologischen Zustand. Das 
Emsästuar hat durch anthropogene Eingriffe der Vergangenheit bereits erhebliche ökologische Schäden erlitten. 
Vertiefungen und Abdeichungen haben in ihrer Gesamtheit zu einer massiven Überformung der Hydro- und Mor-
phodynamik des Emsästuares geführt. Dies zeigt sich deutlich am Anstieg des Tidehubs, an der Verformung der Ti-
dekurve, an den hohen Schwebstoffwerten und Sauerstoffdefiziten im inneren Ästuar. Die zunehmende Tide-
asymmetrie mitausgeprägter Flutstromdominanz hat zum Eintrag großer Mengen Schlick geführt. 

Das Emsästuar befindet sich daher aktuell in einem hoch sensiblen Zustand, der keine Widerstandsfähigkeit gegen 
weitere wasserbauliche Maßnahmen mehr zu bieten hat. Große Bereiche der Unterems können heute saisonal ihre 
ökologischen Funktionen nicht mehr erfüllen. 

Es bedarf voraussichtlich erheblicher Anstrengungen, um die Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie erreichen zu 
können. Es ist bereits heute bekannt, dass die Zielerreichung in der nächsten Bewirtschaftungsperiode bis 2021 
nicht gelingen wird. 

Auch die EU-Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete an der Ems sind in einem ungünstigen Erhaltungszustand. Die 
EU-Kommission verlangte von Niedersachsen die Umsetzung der FFH-, Vogelschutz- und Wasserrahmenrichtlinie 
und leitete ein Pilotverfahren ein. Im Rahmen dieser Forderungen drohte dem Land Niedersachsen ein Vertragsver-
letzungsverfahren mit Strafen in Millionenhöhe. Erst mit Unterzeichnung und Inkrafttreten des „Masterplan Ems 
2050" konnte die Einleitung des Vertragsverletzungsverfahrens abgewendet werden. 

Im unmittelbar vom Vorhaben betroffenen Natura 2000 Gebiet „Unterems und Außenems" befinden sich maßgebli-
che FFH-Lebensraumtypen und FFH-Arten in einem schlechten Erhaltungszustand, z.B. LRT Ästuar, Finte. Für diese 
Lebensraumtypen und Arten besteht nicht nur ein Verschlechterungsverbot, sondern ein Wiederherstellungsgebot. 
Weitere Eingriffe, mit denen Verschlechterungen einhergehen, sind daher kontraindiziert. 

Die geplante „Vertiefung der Außenems" ist allerdings ein solches Vorhaben, dass weitere Verschlechterungen und 
Umweltbeeinträchtigungen mit sich bringen wird. So bescheinigt der Umweltbericht zum Bundesverkehrswegeplan 
bescheinigt dem Vorhaben „Vertiefung der Außenems" gerade eine hohe Umweltbetroffenheit. Die Machbarkeitsun-
tersuchung der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) spricht dem Vorhaben ein „hohes ökologisches Risiko" zu. 

Außenemsvertiefung gefährdet „Masterplan Ems 2050" 

Aufgabe des Masterplans sind u.a. die Sanierung des aquatischen Bereichs, die Verbesserung des Ökologischen Zu-
stands der Ems und die Schaffung ästuartypischer Lebensräume. Vorrangige Ziele sind die Lösung des Schlickprob-
lems in der Unterems und die Verbesserung des Gewässerzustandes in der Tideems. 

Ein Gutachten des Forschungs- und Technologiezentrums Westküste der Universität Kiel (FTZ) hat wasserbauliche 
Möglichkeiten geprüft und ergeben, dass die Varianten Sohl-schwelle, Tidespeicherbecken und Tidesteuerungsbe-
trieb das Potenzial zur Verbesserung der derzeitigen Situation haben. Diese drei wasserbaulichen Varianten zur Re-
duzierung des Schwebstoffgehaltes der Unterems werden derzeit im Rahmen des Masterplans in Machbarkeitsstu-
dien bis Ende 2016 (Sohlschwelle und Tidesteuerung) bzw. 2018 (Tidespeicherbecken) vertieft untersucht. Ge-prüft 
werden neben der technischen Machbarkeit die Einschätzung zu Nutzen, Flächenbedarf, Raumwiderständen, Um-
weltrisiko, zur wasserwirtschaftlichen und verkehrlichen Verträglichkeit sowie zur Verträglichkeit mit anderen 
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Maßnahmen des „Masterplan Ems 2050". Anschließend wird der Lenkungskreis die Empfehlung zur Realisierung ei-
ner dieser Lösungsansätze oder auch einer Kombination daraus aussprechen. 

Vor diesem Hintergrund verbietet sich aus Sicht des BUND derzeit jedes weitere in die Hydro- und Morphodynamik 
eingreifende Projekt. Bis zum Vorliegen der Erkenntnisse aus der Machbarkeitsstudien und der Entscheidung über 
den einzuschlagenden Lösungsweg sollte ein Moratorium für weitere Eingriffe gelten. Ansonsten kann nicht ausge-
schlossen werden, dass das Projekt Außenemsvertiefung den Wiederherstellungsmöglichkeiten und dem Umsetzen 
des Masterplan Ems 2050 entgegensteht. Das im Rahmen des hydromorphologischen Gutachtens verwendete Mo-
dell zur vergleichenden Untersuchung der Maßnahmen-vorschläge zur Sanierung der Ems arbeitet mit der Bathy-
metrie des heutigen Zustandes - also ohne Außenemsvertiefung und ihre Bestandteile Wendestelle und Buhnen-
bauten. Eine Realisierung der geplanten Außenemsvertiefung würde zudem alle bisher von der Lenkungs-gruppe 
Ems und im Masterplan Ems 2050 unternommenen Anstrengungen nichtig machen und den Prozess der Zusam-
menarbeit bei der Suche nach einer nachhaltigen Lösung in Frage stellen. 

Rhein 
Das für Nordrhein-Westfalen im BVWP angemeldetes Wasserstraßenbauprojekt „Abladeverbesserung und Sohlen-
stabilisierung am Rhein zwischen Duisburg und Stürzelberg" soll die Vergrößerung der Fahrrinnentiefe zwischen 
Duisburg und Neuss auf 2,80 m unter GIW („Gleichwertiger Wasserstand", definierter Niedrigwasserstand als Be-
zugsgröße) und zwischen Neuss und Stürzelberg auf 2,70 m unter GIW umsetzen. Die derzeitige Tiefe beträgt über-
wiegend 2,50 m unter GIW. Einer Fahrrinnen-Vertiefung des Rheins sind aus wasserrechtlicher und ökologischer 
Sicht höchst problematisch. 

Die mit der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt (LNU) in NRW e.V. und dem Naturschutzbund Deutsch-
land (NABU), Landesverband NRW e.V. erarbeitete Expertise (BUND, NABU, LNU NRW 2015, „Bewertung der Natur-
schutzverbände in NRW zur geplanten ,Abladeverbesserung' auf dem Rhein zwischen Duisburg und Köln" ) kommt 
zu dem Ergebnis, dass eine Fahrrinnen-Vertiefung des Rheins gegen das Verschlechterungsverbot der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (Art.4 Abs. 1) und ggf. auch der FFH-Richtlinie verstoßen würde. Erst unlängst hat der Eu-
ropäische Gerichtshof aufgrund einer BUND-Klage zur Weservertiefung ein bahnbrechendes Urteil zum Verschlech-
terungsverbot gefällt, was zu einem Knock-out aller Planungen führen könnte, die einer nachhaltigen Gewässer-
schutzpolitik widersprechen. Laut der NRW-Bestandsaufnahme ist der ökologische Zustand des betroffenen Rhein-
abschnitts auch wegen der Veränderungen für die Schifffahrt mäßig bis unbefriedigend und verfehlt damit die Ziele 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) deutlich. 

Neben dem möglichen Eingriff in die Flussökologie und geschützte Fischarten wie Maifisch, Nordseeschnäpel oder 
Lachs wäre eine Vertiefung der Fahrrinne auch mit Folgen auf angrenzende geschützte Lebensräume verbunden. Ei-
ne Vertiefung der Fahrrinne führt zwangsläufig zu einem Absinken des Wasserspiegels und beeinflusst den Grund-
wasserstand in benachbarten Auen und Feuchtgebieten wie z.B. der Urdenbacher Kämpe. Letztere wurde gerade 
erst mit viel Geld renaturiert. Sowohl die Urdenbacher Kämpe als auch das direkt gegenüber dem Reisholzer Hafen 
liegende Gebiet des „Zonser Grind" wurden als FFH-Gebiet ausgewiesen. Gleiches gilt auch für das Gebiet „Rhein-
Fischschutzzonen zwischen Emmerich und Bad Honnef'. 

Der Ausbau des Rheins wird seitens der Landespolitik als Chance für die Hafen- und Logistikwirtschaft in NRW be-
worben. Dabei muss es aber um die Entwicklung ausgewählter Binnenhäfen als Seehafen-Hinterland-Hubs gehen, 
damit die Straßenverkehrsinfrastruktur aus verkehrlicher und Umweltsicht gezielt entlastet und Logistikketten ge-
zielt optimiert werden können. Die Autoren des „Gutachtee] zu Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der Binnen-
häfen" (PLANCO Consulting GmbH 2013) schlagen diesbezüglich die Entwicklung der Binnenhäfen Duisburg, Neuss-
Düsseldorf, Krefeld, Köln und Dortmund als „Seehafen-Hinterland-Hubs mit weitreichenden Logistik-Funktionen" 
und die Binnenhäfen Emmerich und Minden als „Seehafen-Hinterland-Hubs für die überregionale Weiterverteilung 
und beschränkten Logistik-Funktionen" vor. Der tatsächliche Hafenausbau bedarf natürlich einer transparenten Be-
darfsplanung und muss auch ökologischen Anforderungen gerecht werden. Zudem muss berücksichtigt werden, 
dass Häfen mit geringen Investitionsmöglichkeiten oder Reedereien mit kleineren, flussverträglichen Schiffen ver-
drängt werden können, wenn allein auf eine Infrastruktur für Großtonnagen gesetzt wird. Eine Rheinvertiefung, wie 
sie in den Planungen bisher vorgesehen ist, stellt aber eine Bevorzugung und Subventionierung der größeren Schiffe 
(von Großreedereien) mit öffentlichen Mitteln zu Lasten kleiner Partikuliere dar. Diese kommen besser mit der vor-
handenen bzw. mit der WRRL-verträglichen Situation des Rheins zurecht. Eine mangelhafte Abwägung zu Lasten 
des Gewässerschutzes und gleichzeitig die Schaffung der Voraussetzungen zu mehr Konzentration in der Binnen-
schifffahrt ist sowohl für Deutschland aber auch für Europa gemeinwohlschädlich und auch europarechtlich be-
denklich. Weiterhin bieten schiffbauliche Optimierungen wie moderne Antriebs- und Navigationstechnik sowie ver-
besserte Informationslogistik ein erhebliches Potenzial zur Erhöhung der Tragfähigkeit der Flotte ohne weiteren 
Ausbau der Fahrrinne Duisburg-Stürzelberg. 
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